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Einleitung 

Gegenstand dieser Arbeit ist die Frage nach der richtigen Prozeßpartei bei 
innergesellschaftlichen Streitigkeiten in Personengesellschaften. Diese Problema-
tik wird zumeist für das Außenverhältnis unter dem Gesichtspunkt der Parteifähig-
keit der einzelnen Personengesellschaften erörtert. Der Parteifähigkeit ist jedoch 
die materiellrechtliche Rechts- und Verpflichtungsträgerschaft vorgelagert. Diese 
prozessual als Sachbefugnis bezeichnete Rechts- oder Pflichtzuständigkeit ent-
scheidet darüber, wer ein Recht geltend machen oder die Erfüllung einer Pflicht 
einklagen kann und wem gegenüber er dazu berechtigt ist. Wenn die Frage nach 
der richtigen Prozeßpartei bei innergesellschaftlichen Streitigkeiten gestellt wird, 
ist also zunächst die Sachbefugnis zu erörtern, ehe auf mögliche prozessuale 
Konsequenzen eingegangen werden kann. In einer Gesellschaft sind dabei immer 
zwei Arten von Rechtsbeziehungen zu unterscheiden: diejenigen, die zwischen 
den einzelnen Gesellschaftern bestehen und diejenigen, die die Gesellschafter 
mit ihrer Gesellschaft verbinden. Wiedemann 1 beschreibt diese zweifache Anord-
nung der Rechtsverhältnisse in der Gesellschaft mit dem Bild eines Rades, wobei 
die Rechtsverhältnisse der Gesellschafter untereinander die Felge und die Rechts-
beziehungen der einzelnen Gesellschafter zur Gesellschaft selbst die Speichen 
bilden. Je stärker sich die Rechtsbeziehungen auf die Gesellschaft selber konzen-
trieren, um so stärker ist der organisatorische Zusammenschluß der Gesellschaf-
ter. Die Rechtsbeziehungen in einer Gesellschaft sind aber nicht allein nach ihren 
Adressaten, sondern auch inhaltlich zu unterscheiden. Dabei lassen sich drei 
große Gruppen bilden: die vermögensrechtlichen Beziehungen, die nichtvermö-
gensrechtlichen Mitverwaltungsrechte und -pflichten sowie die Grundlagenange-
legenheiten, die den Inhalt und die Wirksamkeit des Gesellschaftsvertrages als 
solchen betreffen. 

In welches Rechtsverhältnis diese einzelnen Rechtsbeziehungen in der Gesell-
schaft einzuordnen sind, erscheint in Rechtsprechung und Lehre nur im Hinblick 
auf die vermögensrechtlichen Beziehungen geklärt. Diese als Sozialansprüche 
und Sozialverpflichtungen bezeichneten Beziehungen werden auf der Grundlage 
des Gesamthandsprinzips in das Rechtsverhältnis der Gesellschafter zu ihrer 
Gesellschaft eingeordnet. Fraglich ist indes die Begründung für diese Einordnung. 
Insbesondere muß die Bedeutung der Gesamthandstheorien für die Sachlegitima-
tion untersucht werden. Bei den Sozialansprüchen stellt sich die Frage, ob jeder 
Gesellschafter mit der actio pro socio ein eigenes Recht einfordern kann, es also 

1 WM 1990, Sonderheil. Nr. 8, S. 3; FS für Kellennann, S.529 (532); WM 1992, 
Sonderheil. Nr. 7, S. 1. 
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zu einer Verdoppelung der Rechtszuständigkeit kommt, oder ob er lediglich 
Rechte der Gesellschaft geltend macht. Hinsichtlich der Sozialverbindlichkeiten 
ist zu untersuchen, ob alleine § 707 BGB das Fehlen der Passivlegitimation 
einzelner Gesellschafter begründen kann, oder ob nicht, ähnlich wie im Außenver-
hältnis, zwischen Gesellschaftsschulden und persönlicher Verpflichtung der Ge-
sellschafter zu unterscheiden ist. 

Bei Streitigkeiten um die Ausübung nichtvermögensrechtlicher Mitwirkungs-
rechte und die Erfüllung ebensolcher Mitgliedschaftspflichten stellt sich die 
Frage, ob diese das Rechtsverhältnis zur Gesellschaft, oder das Rechtsverhältnis 
der Gesellschafter untereinander betreffen. Bei dieser Frage ist zu untersuchen, 
ob schon das Gesamthandsprinzip diese Rechte und Pflichten dem Verhältnis 
zwischen Gesellschaft und den einzelnen Mitgliedern zuordnet, oder ob diese 
Einordnung einer davon unabhängigen Begründung bedarf. Dazu muß auf den 
organisationsrechtlichen Charakter des Gesellschaftsvertrages eingegangen wer-
den. 

Sowohl bei den vermögensrechtlichen als auch bei den nichtvermögensrechtli-
chen Beziehungen in der Gesellschaft ist zu erörtern, auf welchem Wege eine 
einheitliche Entscheidung ergehen kann, die dem Gesellschaftsgefüge Rechnung 
trägt. Andererseits ist auch zu überlegen, auf welche Weise ein Prozeß kostengün-
stig allein zwischen einzelnen streitenden Gesellschaftern ausgetragen werden 
kann. 

Bei den Körperschaften werden auch die Fragen, die die Grundlagen des 
Gesellschaftsverhältnisses betreffen, insbesondere die Frage nach der Mitglied-
schaft eines Gesellschafters, dem Rechtsverhältnis zwischen Verband und Mit-
glied zugeordnet. Bei den Personengesellschaften erfolgt die Einordnung hinge-
gen traditionell in das Rechtsverhältnis der Gesellschafter untereinander. Bei 
diesem Rückgriff auf den schuldrechtlichen Entstehungstatbestand einer Perso-
nengesellschaft ist auf die Besonderheit des Gesellschaftsverhältnisses als einer 
einheitlich zu beurteilenden Organisation zu achten. Auch an dieser Stelle ist zu 
untersuchen, auf welchem Wege im Streitfalle die Einheitlichkeit des Gesell-
schaftsverhältnisses materiell-rechtlich oder prozessual gewahrt werden kann. 



A. Die Sachbefugnis als Rechts- und 
Verpflichtungsträgerschaft 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit der Aktiv- und Passivlegitimation in der 
Personengesellschaft. Es ist daher erforderlich, das in diesem Zusammenhang 
vorausgesetzte Verständnis der unter dem Begriff der Sachlegitimation oder 
Sachbefugnis zusammengefaßten Aktiv- und Passiv legitimation zu erläutern. 
Dieses Verständnis hängt eng mit dem Wandel des prozessualen Parteibegriffs 
zusammen. Darüber hinaus soll die Sachlegitimation kurz von der Prozeßfüh-
rungsbefugnis abgegrenzt werden. 

Nach dem materiellen Parteibegriff waren die Subjekte des Prozeßrechtsver-
hältnisses und die materiellen Rechte beziehungsweise Rechtsverhältnisse iden-
tisch. Parteien waren daher nur die am streitigen Privatrechtsverhältnis Beteilig-
ten. I Diese Identität des Prozeßrechtsverhältnisses mit dem materiellen Rechts-
verhältnis beruhte auf dem römischrechtlichen Institut der actio. Nach diesem, 
später vom gemeinen Recht übernommenen, Prozeßverständnis bestand kein 
allgemeiner Justizgewährungsanspruch. Das materielle Recht realisierte sich viel-
mehr ausschließlich in einzelnen genau umschriebenen Klagerechten, den actio-
nes. Die einzelne actio war die Befugnis, für den Fall der Rechtsverletzung eine 
Klage zu erheben und vor Gericht Recht zu verlangen. 2 Aufgrund dieses Gleich-
klangs von materiellem und prozessualem Rechtsverhältnis war es nur konse-
quent, allein die Subjekte des streitigen Rechts, der res in iudicium deducta, als 
Parteien anzusehen. 3 War der Kläger oder der Beklagte an dem streitigen Recht 
nicht beteiligt, so durfte wegen mangelnder legitimatio ad causam nicht zur 
Hauptsache verhandelt werden. 4 Dies hatte zur Folge, daß eine Prüfung der 
materiellen Rechtslage erfolgen mußte, um feststellen zu können, ob die Auftre-
tenden die richtigen Parteien waren, obwohl zur Hauptsache eigentlich erst ver-
handelt werden durfte, wenn feststand, daß die Auftretenden die richtigen Parteien 
waren. Um eine völlige Vorwegnahme des Rechtsstreits bei der Erörterung der 
Sachlegitimation zu vermeiden, wurde zwischen den Tatsachen, die das Bestehen 
des in Anspruch genommenen Rechtes betrafen und den Umständen, die mit der 
subjektiven Berechtigung der Auftretenden zusammenhingen, differenziert: Er-

I Planck, Lehrbuch, Bd. I, § 42, S. 201; Wach, Handbuch, Bd. I, § 46 I, S. 518 f. 
2 Dazu Kaser, Römisches Privatrecht, § 4 11, S. 35 ff.; Sohm, Institutionen, § 110, 

S.650, § 115, S. 685. 
3 Lüke, ZZP 76 (1963), 1 (7). 
4 Dazu eingehend Heintzmann, Prozeßführungsbefugnis, S. 3 ff. sowie Lüke, ZZP 76 

(1963), 1 (6 f.). 

2 O. Schütz 
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